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XVI. Nachtrag zum Steuergesetz 
 

 

Erlassen am 27. November 2019 

 

 

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 

 

hat von der Botschaft der Regierung vom 26. Februar 20191 Kenntnis genommen und 

 

erlässt: 

 

 

I. 
 

Der Erlass «Steuergesetz vom 9. April 1998»2 wird wie folgt geändert: 

 

Art. 132 b) Steueraufschiebende Veräusserungen  

1 Die Besteuerung wird aufgeschoben bei:  

a) Eigentumswechsel durch Erbgang (Erbfolge, Erbteilung, Vermächtnis), Erbvorbezug oder 

Schenkung; 

b) Eigentumswechsel unter Ehegatten zur Abgeltung güter- und scheidungsrechtlicher Ansprü-

che sowie ausserordentlicher Beiträge nach Art. 165 ZGB3, auf Begehren beider Ehegatten; 

c) Landumlegung, Güterzusammenlegung, Quartierplanung, Grenzbereinigung, Abrundung 

landwirtschaftlicher Heimwesen sowie bei Landumlegung im Enteignungsverfahren oder bei 

drohender Enteignung; 

d) vollständiger oder teilweiser Veräusserung eines selbst bewirtschafteten land- oder forstwirt-

schaftlichen Grundstücks, soweit der Erlös innert angemessener Frist zum Erwerb eines in 

der Schweiz gelegenen Ersatzobjekts oder zur Verbesserung der eigenen, selbst bewirt-

schafteten land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücke verwendet wird; 

e) Veräusserung eines betriebsnotwendigen Grundstücks, das im Eigentum einer juristischen 

Person steht, die nach Art. 80 Abs. 1 Bst. e bis h dieses Gesetzes von der Steuerpflicht be-

freit ist, soweit der Erlös innert angemessener Frist zum Erwerb eines in der Schweiz gele-

genen Ersatzobjekts verwendet wird. Bei einer Umstrukturierung wird Art. 88 dieses Geset-

zes sachgemäss angewendet; 

f) Veräusserung einer dauernd und ausschliesslich selbst genutzten Wohnliegenschaft (Ein- 

familienhaus oder Eigentumswohnung), soweit der Erlös innert angemessener Frist zum  

Erwerb oder zum Bau einer gleich genutzten Ersatzliegenschaft in der Schweiz verwendet 

wird. 

 
2 Bei einer Ersatzbeschaffung nach Abs. 1 Bst. c bis f dieser Bestimmung in einem anderen Kan-

ton wird der aufgeschobene Gewinn nach Art. 199 bis 203 dieses Gesetzes nachbesteuert, wenn 

das Ersatzobjekt steuerbegründend veräussert wird und dieser Kanton im analogen Fall die 

Nachbesteuerung beansprucht. 

  

                                                   
1  ABl 2019, 946 ff. 
2 sGS 811.1. 
3  Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907, SR 210. 

http://db.clex.ch/link/Bund/210/de
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Art. 139 4. Anlagekosten in besonderen Fällen 

1 Wird nur ein Teil eines Grundstücks veräussert, berechnen sich die Anlagekosten nach seinem 

wertmässigen Anteil am Erwerbspreis und an den Aufwendungen. 

 
2 Bei Veräusserung eines Grundstückes, bei dessen Erwerb oder Verbesserung die Besteuerung 

im Sinne von Art. 132 Abs. 1 lit. d bis f dieses Gesetzes oder einer entsprechenden Bestimmung 

eines andern Kantons aufgeschoben wurde, wird der wieder angelegte, aufgeschobene Gewinn 

von den Anlagekosten abgezogen. 

 
3 Liegt der massgebende Erwerb mehr als 5020 Jahre zurück, kann der Steuerpflichtige anstelle 

der tatsächlichen Kosten den amtlichen Verkehrswert oder bei land- und forstwirtschaftlichen 

Grundstücken den amtlichen Ertragswert vor 5020 Jahren als Anlagekosten geltend machen. In 

diesem Fall sind die in den letzten 20 Jahren getätigten Aufwendungen nach Art. 137 die-

ses Erlasses zusätzlich anrechenbar, soweit sie nachgewiesen werden. 

 

 

Art. 141 b) Zuschläge und Ermässigungen 

1 War das Grundstück weniger als fünf Jahre im Eigentum des Veräusserers, wird der Steuerbe-

trag für das fünfte und jedes volle Jahr weniger um 1 Prozent erhöht. 

 
2 War das Grundstück während mehr als 15 Jahren im Eigentum des Veräusserers, wird der 

Steuerbetrag für jedes weitere volle Jahr ermässigt: 

a) auf einem Gewinnanteil von höchstens Fr. 500 000.– um 1,5 Prozent, höchstens aber um 

40,5 Prozent, wenn der Veräusserer das Grundstück wenigstens 15 Jahre selbst bewohnt 

hat; 

b) auf Gewinnanteilen über Fr. 500 000.– gemäss lit. a dieses Absatzes sowie in den anderen 

Fällen um 1,51 Prozent, höchstens aber um 3020 Prozent. 

 
3 Bei Erwerb des Grundstückes aus steueraufschiebender Veräusserung wird für die Berechnung 

der Eigentumsdauer und der Selbstnutzung durch den Veräusserer oder dessen Ehegatten auf 

die letzte steuerbegründende Veräusserung abgestellt. 

 
4 Werden die Anlagekosten nach Art. 139 Abs. 3 dieses Erlasses berechnet, wird für die Er-

mässigung nach Abs. 2 dieser Bestimmung auf eine Eigentumsdauer von 20 Jahren abge-

stellt. 

 

 

II. 
 

[keine Änderung anderer Erlasse] 

 

 

III. 
 

[keine Aufhebung anderer Erlasse] 
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IV. 
 

Dieser Erlass wird ab 1. Januar 2021 angewendet.  

 

 

Der Präsident des Kantonsrates: 

Daniel Baumgartner 

 

Der Staatssekretär: 

Canisius Braun 
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